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9. Gelöbnis 

10. Arbeitskleidung 

11. Entgelte der Beschäftigten 

11.1 Entgeltbestandteile 

11.2 Zahlung 

11.3 Bruttobeträge 

11.4 Krankenentgelte 

11.4.1 Dauer 

11.4.2 Krankengeld und Krankengeldzuschuss 

11.4.3 Höhe 

12. Arbeitsjubiläum 

12.1 Jubiläumsgeld 

12.2 Jubiläumszeit 

12.3 Dankesurkunde 

12.3.1 Absehen von der Aushändigung von Dankesurkunden 

12.4 Arbeitsbefreiung 



12.5 Ausschlussfrist 

13. Ausübung von Nebentätigkeiten 

13.1 Beschäftigte nach dem TV-L 

13.1.1 Versagungsgründe 

14. Eingruppierung 

14.1 Allgemeines 

14.2 Eingruppierung- Begriffsbestimmungen 

14.2.1 Eingruppierung 

14.2.2 Höhergruppierung 

14.2.3 Bewährung 

14.2.4 Rückgruppierung 

14.2.5 Tarifautomatik 

14.2.6 Entgeltordnung 

14.2.7 Entgeltgruppe 

14.2.8 Tätigkeitsmerkmal 

14.2.9 Protokollnotizen 

14.2.10 Heraushebungsmerkmal 

14.2.11 Tätigkeitsbeschreibung 

14.2.12 Tätigkeitsbewertung 

14.2.13 außertariflich 

14.2.14 übertariflich 

14.2.15 Tariflücke 

15. Entgelte der Beschäftigten 

15.1 Zahlung 

15.2 Bruttobeträge 

15.3 Krankenentgelte 

15.3.1 Dauer 



15.3.2 Krankengeld und Krankengeldzuschuss 

15.3.3 Höhe 

VI. Beendigung von Arbeitsverhältnissen 

1. Vorbemerkung 

2. Beendigung von Arbeitsverhältnissen- Überblick über Beendigungsgründe 

2.1 Beendigungsgründe 

2.2 Kündigung - Hauptformen 

2.2.1 Ordentliche Kündigung 

2.2.2 Außerordentliche Kündigung 

2.3 Änderungskündigung 

2.3.1 Ordentliche Änderungskündigung 

2.3.2 Außerordentliche Änderungskündigung 

2.4 Teilkündigung 

2.5 Vorsorgliche Kündigung 

3. Kündigung - Kategorien 

3.1 Betriebsbedingte Kündigungsgründe 

3.2 Verhaltensbedingte Kündigungsgründe 

3.3 Personenbedingte 

4. Kündigungsgründe 

5. Kündigung- allgemeine Grundsätze 

5.1 Begriff 

5.2 Beteiligte Personen 

5.3 Kündigungsfrist 

5.4 Soziale Auslauffrist 

5.5 Form der Kündigung 

5.6 Inhalt der Kündigungserklärung 

5.7 Ort und Zeit der Kündigung 



5.8 Zugang der Kündigung 

5.9 Nachweis der Zustellung 

5.10 Beteiligung der Personalvertretung 

6. Auflösungsvertrag 

6.1 Begriff 

6.2 Bedeutung 

6.3 Zulässigkeit 

6.4 Form und Zustandekommen des Auflösungsvertrages 

6.5 Formfreiheit 

6.6 Angebot und Annahme 

6.7 Kündigungsverlangen 

6.8 Wechselseitige Kündigungen 

6.9 Umdeutung einer Kündigung in ein Auflösungsvertragsangebot 

6.10 Annahmefristen 

6.11 Bedingte und befristete Auflösungsverträge 

6.12 Auflösungsverträge im Rahmen eines Prozessvergleichs 

6.13 Aufklärungspflichten vor Abschluss des Auflösungsvertrages 

6.14 Sozialrechtliche Nachteile 

6.15 Sonderkündigungsschutz 

6.16 Inhalt von Auflösungsverträgen 

6.17 Unwirksamkeit von Auflösungsverträgen 

6.18 Anfechtung des Auflösungsvertrages 

7. Beendigung von befristeten Arbeitsverträgen 

8. Erreichung einer vereinbarten Altersgrenze 

9. Beendigung eines Arbeitsverhältnisses durch Ernennung 

10. Beendigung durch Tod 

10.1 Tod der oder des Beschäftigten  



10.2 Tod des Arbeitgebers  

11. Anfechtung von Arbeitsverträgen 

11.1 Irrtumsanfechtung 

11.2 Arglistige Täuschung 

11.3 Anfechtung wegen rechtswidriger Drohung 

11.4 Anfechtungsfrist 

11.5 Rechtsfolgen der Nichtigkeit und Anfechtbarkeit 

11.5.1 Rechtsfolgen vor Beschäftigungsbeginn 

11.5.2 Rechtsfolgen nach Beschäftigungsbeginn 

12. Berufung auf die Nichtigkeit eines Arbeitsvertrages 

13. Fehlerhaftigkeit eines Arbeitsverhältnisses 

14. Beschäftigte nach dem TV-L 

15. Ausgleichsquittung 

16. Abmahnung 

16.1 Allgemeines 

16.2 Aufbau einer Abmahnung 

16.3 Abmahnungsgründe 

16.4 Abmahnungsberechtigter  

16.5 Anhörung 

16.6 Bemessung der Maßnahme 

16.7 Form 

16.8 Frist 

16.9 Zu Unrecht erteilte Abmahnungen 

16.10 Reichweite 

VII. Lehrkräfte im Tarifbeschäftigungsverhältnis 

1. Vorbemerkung 

2. Allgemeine Arbeitsbedingungen 



2.1 Beschäftigungsverhältnis, Arbeitsvertrag 

2.1.1 Unbefristete Arbeitsverträge 

2.1.2 Befristete Arbeitsverträge 

2.1.2.1 Befristung mit Sachgrund 

2.1.2.2 Befristung ohne sachlichen Grund 

2.2 Kündigung 

2.3 Probezeit 

2.4 Sonderurlaub und Arbeitsbefreiung 

2.5 Mehrarbeit und Überstunden 

2.6 Beschäftigungszeit und Jubiläum 

2.7 Nebentätigkeit 

2.8 Sonderregelungen für Beschäftigte als Lehrkräfte 

2.8.1 Sonderregelungen zur Arbeitszeit 

2.8.2 Sonderregelungen zur Eingruppierung  

2.8.3 Sonderregelungen zum Urlaub und zur Arbeitsbefreiung 

2.8.4 Sonderregelungen zur Befristung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

U. Erteilung von Religionsunterricht, Bevollmächtigung durch die  

Religionsgemeinschaften 

V. Gestellungsverträge des Landes mit Religionsgemeinschaften  

W. Fragerecht und Offenbarungspflicht im Vorstellungsgespräch  

X. Berufsbild Schulleitung  

Y. Dienstrechtliche Regelungen  

Z. Rechtsprechung zum Dienstrecht 


